
Miszellen — Baugeschichtliche Studien im Radolfzeller Münster — Stockacher Fasnet 

Doch die vom Verfasser der Münsterbaugeschichte vertretene Meinung vom Zugang einer 
Orgelempore hat etwas für sich. Sie ist eine glaubhafte Erklärung für die Funktion dieser 
Türnische. Wenn aber dieser Zugang zur Orgel beim Bau des Münsters eingeplant gewesen 
wäre, dann nur im Zeitstil mit Spitzbogen — oder zum mindesten Segmentbogenabschluß 
versehen, denn in Radolfzell dominierte zu jener Zeit noch die Gotik, wie die 1541 erbaute 
Spitalkapelle beweist. Es ist aber nicht unmöglich, daß schon die Basilika eine Schwalben- 
nestorgel besaß, und daß beim Bau des Münsters dieses Stück Wand ausgespart wurde. Es 
dürfte der Grund sein, warum dieses „romanische Relikt” im gotichen Gotteshaus weiter- 
bestand?. August Pfannendörfer, Radolfzell 

Stockacher Fasnet im Spiegel der Ratsprotokolle 

So unbestritten sicherlich die Tatsache ist, daß die Hans-Kuony-Stadt eine der bekannte- 
sten und weithin berühmtesten Narrenhochburgen innerhalb der schwäbisch-alemannischen 
Fasnachtslandschaft darstellt, so unbestritten dürfte zweifellos auch sein, daß die Ausübung 
des närrischen Brauchtums im Städtchen bereits in den vergangenen Jahrhunderten stets 
hoch im Kurs stand. Dies erhellt beispielsweise auch ein Eintrag im Ratsprotokoll vom 
9. August 1707, demzufolge der Stockacher Stadtbaumeister Christoph Rainer eine Klage 
wegen Verleumdung gegen zwei Mitbürger anstrengte, die ihm nachsagten, er „hätte über 
den angenommenen Feiertag Maria Himmelfahrt geflucht, der Donner und das Wetter 
schlage in diesen Feiertag. Und wenn ein Narr die Stadt in einem roten Camisol auf und 
abgehe, welchen die Stockacher gleich zu feiern verlangen“. 

Nach wie vor gilt die 1930 erschienene Schrift: „Die Stockacher Fastnacht” von Heinrich 
Bettinger als umfassendstes Nachschlagewerk für Jeden, der sich ausführlich über die Fasnet 
im Städtchen zu Füßen der Nellenburg und über die gewichtigste närrische Institution da- 
selbst, das historische Hohe Grobgünstige Narrengericht, informieren will. Leider ist diese 
Schrift, die schon längst eine auf den neuesten Stand gebrachte Neuauflage verdient hätte, 
seit vielen Jahren vergriffen. So mag es daher durchaus angebracht sein, einmal sämtliche 
Belege zur Stockacher Fasnet in den städtischen Ratsprotokollen, die allerdings leider erst 
ab 1615 noch einigermaßen lückenlos vorhanden sind, zusammenzustellen. 

Die ältesten Belegstellen sind in den vergilbten Akten zunächst nur reine Terminbezeich- 
nungen aus den Jahren 1618 („an der faßnacht”), 1619 („dise faßnacht“ und „verschinene 
faßnacht”), 1621 („dise Faßnacht”). Noch älteren Datums ist freilich die Datierung einer im 
GLA Karlsruhe befindlichen Urkunde vom Jahr 1557, derzufolge der aus Sipplingen stam- 
mende Balthasar Beck dem zu Stockach residierenden nellenburgischen Amtmann Adam 
Staiger Urfehde schwören mußte. Signiert ist diese Urkunde vom Stockacher Stadtammann 
Konrad Dornsberger am 4. März 1557, dem Donnerstag „nach der Herren Fastnacht“. 

Sowohl die genannten als auch die in den Ratsprotokollen späterer Jahre vorkommenden 
Terminbezeichnungen stehen in der Regel in ganz anderen Zusammenhängen und haben 
nur sehr selten konkret etwas mit Narrenbrauchtum zu tun. Zumeist handelt es sich um 
die Abwicklung von Rechtsgeschäften wie Käufe und Verkäufe, Zinsabgaben oder die Beglei- 
chung von Schulden. Wie eine Reihe von Protokolleinträgen erhellt, war die Fasnacht auch 
ein gern in Anspruch genommener Hochzeitstermin. 

Läßt sich bei einem Protokolleintrag vom 21. 2. 1619, demzufolge Michael Stefan „vmb 
das gassengeschrey vnd Veryebten unfuogsame so er die vergangen Nacht getrieben“ zur 
Strafe für einen Tag im oberen Tor inhaftiert wurde, allenfalls annehmen, daß es sich dabei 
um fasnächtlichen Unfug handelte, so enthalten erstmals die Ratsprotokolle von 1623 recht 
eindeutige Hinweise über die Fasnachtsgebräuche unserer Vorfahren. Danach reklamierten 
die „Jungen gesellen“ unterm 7. 2. 1623 deswegen beim Rat, weil die Amtleute ihnen das 
bereits bewilligte Tanzen an der Fasnacht mit der Begründung verboten hatten, man hätte 
„denen zue hilzingen das danzen also abgeschlagen“. Der Rat gab den jungen Burschen 
recht und beschied, „daß mans soll danzen lassen. Dann es seye ain offendtlicher danz alß 
andere winkhel zuesamenkonfften“. Die Amtleute ließen indes nicht locker und versuchten 

5 Orgeln gab es in Deutschland „im 9. Jh. in Freising und Straßburg, im 10. Jh. in Köln“. „Um 1300 
hatten fast alle größeren Kirchen Orgeln.“ Brockhaus Enzyklopädie, 13. Bd. (NOT]. 
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erneut, diesmal gemeinsam mit der Geistlichkeit, den ihnen so unliebsamen Fasnachtstanz 
zu unterbinden. Doch der Rat beharrte auf seinen Rechten und denen der Stockacher Nar- 
ren und bekräftigte am 18. 2. 1623: „Dieweil diß ain puncte, der in mediate Inen von nidern 
gerichts wegen zue gehöre vnd die Herren amtleuth sich dessen nit anzunemmen [brauchen], 
also soll man fordt danzen lassen“. 
Am 29. 1. 1628 hielten die jungen Gesellen wiederum um den Fasnachtstanz an und ver- 

sprachen, sich so zu verhalten, „daß mäniglich (keine) Klage sein werde”. Der Rat bewilligte 
Jen Tanz, allerdings mit der Auflage, „daß sie solchen bescheidenlich haldten Vndt zue 
Vesper Zeit auffhören”. 

Erstmals findet das weithin bekannte und berühmte Stockacher Narrengericht seine schrift- 
liche Erwähnung in einem Ratsprotokoll vom Jahr 1661 und zwar im Zusammenhang mit 
einer Klage der Ratsherren gegen den Schweizermüller wegen Beleidigung. Dieser hatte sich 
unterm I. 3. 1661 deswegen zu verantworten, weil er „bey Einem trunckh etwelch famos 
reden ausgestoßen, mit Vermelden, es were Vonneten, daß Man Jenige so in dem Rath 
sizen auch in das Narrengericht Nemmen solte, Vnd mit Schwer (= Schwör]) Vnd fluoch 
Wordten beym Sacrament Sie wollen etliche aus dem Rath Heraus Vnd andrer aus dem 
Narrengericht hinein sezen. Vnd kheiner Von dem Rath in Ewigkheit mer Hinein khom- 
men“. Das war nun allerdings starker Tobak für den ehrsamen Rat, der sich durch diese 
Reden „Höchlich an Ehren angegriffen“ fühlte. Weil er aber in diesem Fall „nidt Klegere 
Vnd Richtere Zue mahlen sein“ konnte, brachte er die Angelegenheit zur weiteren Verhand- 
lung vor das nellenburgische Oberamt. Leider ist uns aber nicht bekannt, wie die Behörde 
darüber entschied. Im Zusammenhang mit dem erstmaligen Erscheinen des Stockacher Nar- 
rengerichts in den Ratsprotokollen von 1661 und den von einigen Volkskundlern angemel- 
deten Bedenken, ob das Narrengericht tatsächlich auf Hans Kuony, den Hofnarren des öster- 
reichischen Erzherzogs Leopold, und das ihm von diesem verliehene Privileg zurückgeht und 
nicht eher eine Einrichtung aus dem letzten Drittel des 17. Jahrhunderts sei, darf die fol- 
gende Feststellung sicherlich zulässig sein: Bei dem Stockacher Narrengericht kann es sich 
schwerlich um eine Gründung des Zeitraums 1648-1661 handeln, da sich solch ein Umstand 
wohl kaum mit den elenden und bedrückenden Verhältnissen im Städtchen so kurz nach 
dem Ende des Dreißigjährigen Krieges vereinbaren läßt. Die Erwähnung des Narrengerichts 
in den städtischen Akten von 1661 ist vielmehr ein sicheres Indiz dafür, daß diese närrische 
Institution jedenfalls schon vor dem z3ojährigen Krieg bestanden haben mußte, im Bewußt- 
sein der Bevölkerung verankert war und nunmehr wieder neuen Auftrieb gewann. 

Wahrscheinlich dem Fasnachtstanz galt ein Beschluß des Rats vom 30. ı. 1669. Er war im 
Beisein des Dekans erfolgt und gebot „den Spilleuthen sonderlich dem Maurer alß Trumm- 
schlager Vnd dem Pfeiffer bey Straff 5 Pfd weiterß Vnd lenger nit, dann biß 8 Uhren zu 
Nacht aufmachen und die Spil rieren sollen, Ebenmäßig dem Sackpfeiffer bey Straff der 
Drillen nach guet geduenckhen“. Am 15. 3. 1669 hatten sich „Hanns Maggen et consorten” 
vor dem Rat deswegen zu verantworten, „daß mit dem Narren Gericht aller Unfueg, Über- 
Mueth, Und Zwang Zum Narren Wesen Veruebt werde”. Die Stadtväter beschlossen darauf, 
„daß Soliches bey vorbehaltner Straff firohin abgeschafft, Nit mehr Veriebt, Und das Narren- 
Gericht nit mehr gehalten werden solle“. 
Bemerkenswert sind die Bedingungen, unter denen in Anwesenheit des Pfarrherrn die 

Ratsherren und Stadtammann Weiß den „ledigen Personen” auf deren Gesuch am >27. ı. 
1670 das Tanzen gestattete, „namblich am Sontag nach der KinderLehr biß zu dem Rosen- 
khrantz Und nach gehaltener Vesper widerumb biß Zu der Bettkloggen, alsdann solle der 
Dantz Und Spil, Ja allerley Spil verbotten sein, nit allein diß, sondern Auch, die Junckh- 
frauen sollen sich bey ihren Heusern und Haushaltungen finden lassen, Bey Straff, So wol 
der Spilleuth Und Junckhfrauen alß ain jeder SpilMann Umb ı Pf Waxß Ain Junckhfrau 
Umb !/s Pfd gestrafft Und on alle Gnad Zubezzalen Verbunden sein“. 

Das Verbot des Narrengerichts durch den Rat im Jahr 1669 schien die Stockacher Narren 
nicht sonderlich beeindruckt haben, denn am 4. 2. 1671 entnehmen wir dem Ratsprotokoll: 
„Narren Vatter Hanß Baptist Gillman(n) Deß Tagß hat derselb daß NarrenGericht zu 
halten ahngehalten. Verbleibt bey ergangenem Beschaidt, Und ist daß NarrenGericht Zue 
halten ainhellickhlich aberkhennet worden“. In der gleichen Ratssitzung hatten sich Stadt- 
ammann und die Räte außerdem auch noch mit einer Klage des Balthasar Rebholz wegen 
eines Streiches, den Melchior Reiser auf Betreiben „von dem NarrenGericht” bzw. ‚von den 
gesambten Narren“ an ihm verübt hatte, zu beschäftigen. Die Angelegenheit wurde zur 
weiteren Verhandlung dem Oberamt zugeleitet. 
Um einen Streit unter den Narren ging es laut Ratsprotokoll vom 7. 3. 1672. Der Anlaß 
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dazu waren gegenseitige Beschimpfungen und „Unainigkheit“ bei einem Trunk im Wirts- 
haus, als es um das Bezahlen der Zeche ging. Diesmal war Balthasar Rebholz selbst der Be- 
klagte. Mit einem Vergleich wurde der „Unhendel“ vom Rat gütlich beigelegt. 
Am 1. 3. 1678 hatte sich der Färber Hans Maag vor dem Rat zu verantworten. Ihm wurde 

vorgeworfen, er sei während eines Trunkes, den die Narren im Hause des Stadtbaumeisters 
veranstalteten, plötzlich mit einem „Tertiol oder Pistol hart geladen” erschienen. Bei dem 
Versuch, ihm die Waffen abzunehmen, war „ain Tumult entstanden, baldt Nix guotß dar- 
auß erstanden wöre”. Der Stadtbaumeister wurde zur Strafe im oberen Tor inhaftiert; der 
Färber wurde um 5 Pfd Pfennig gestraft, die er bis Pfingsten abzubezahlen hatte. 

Weil Egidius Reithinger „ains nachts auf der schüeßhüdten ausgeben, in Beysein etwel- 
cher schützen, es seye in der faßnacht in dem Pfarrhof getanzt worden“, und weil er auf das 
Ersuchen des Pfarrers, den Urheber dieses Gerüchts anzugeben, den Stadtbaumeister Hans 
Martin Bruder benannte, klagte dieser unterm 25. ı. 1680 gegen Reithinger wegen Ehrver- 
letzung. Die Strafe, die der Rat dem Egidius Reithinger auferlegte, war: ı Pfd Wachs auf 
Lichtmeß. 
Am 7. ı. 1688 erkannte der Rat: „Jakob Maag Umbweilen Er yber Die erlaubte Zeith in 

Der Fasnacht getanzet ist mit dem oberen Thor abzueBiessen“. 
Am 17. 2. 1707 hielt die Bürgerschaft beim Rat um die Erlaubnis an, ihr Fasnachts-Spiel 

abhalten zu dürfen. Der Beschluß des Rates lautete: „Weillen Erkhandt, daß wür Dermahlen 
nit Ursach Haben, vill Freuden Undt Faßnacht Spill anZustellen, In deme wür an Den 
Höchsten orthen, Umb ein ald andere Beyhilf Zu Unserer dermahligen anligenheiten Suppli- 
cieren, Ist für dißmahl daß Narrengericht Zu Halten Eingestellt”. (Die Stadt versuchte bereits 
seit einigen Jahren, vom Kaiser für die bewiesene Treue und als Ausgleich für die verhee- 
renden Zerstörungen von 1704 Unterstützung zu erhalten. Man war daher der Meinung, 
daß es schlecht zu den Bittgesuchen passen würde, wenn die Stockacher gleichzeitig ihr Fas- 
nachtsspiel abhielten.) 

Aus den Jahren 1723 und 1724 enthalten die Ratsprotokolle Beschlüsse, wonach der Bür- 
gerschaft sowie den Ratsverwandten an der Fasnacht ein Trunk aus dem Ratskeller bzw. das 
„Fasnachts Küchle“ verabreicht werden solle. 
Am 7. 3. 1728 hatten sich Joseph Lechleither und der Metzger Anton Mayer vor dem Rat 

zu verantworten, sie seien „vergangene Fasnacht in des raths Conraths Untern Stuben ein- 
ander in die Hare gefallen und einer (habe) den andern zu Boden geworfen“. Beide wurden 
um je ı Pfd Pfennig gestraft. 

Mit einem beträchtlichen Tumult unter den Narren hatten sich die Stadtväter am 12. 2. 
1739 zu beschäftigen. Im Protokoll heißt es: „Demnach zu vernemmen komen, daß jüngst- 
hin die Narren bey einem trunkh Händel angefangen und einander bluetrissig geschlagen, 
als ist Johann Baptist Gasser, Konrad Hartmann, F. J. Bruder, Michael Trettner und Anton 
Mayer von denen Narren verbritschet worden, und haben eingestanden, daß sich der hän- 
del also zugetragen, nämlich es hätte bei gesessener Gesellschaft der Deni Haffner wider 
den gebrauch den hueth abgezogen, weswegen sie ihne nach ihrem gebrauch mit der Prit- 
schen gestraft. Nachdem aber hätten die lauffNarren und zwar in specie der Fritz und F. J. 
Hartmann den lauffNarren Vader F. J. Bruder bezichtigt, Er hette den hueth auch gerückht 
welches jedoch deme nit also gewesen. Mithin hätte sich in der narrendey ein händel widder 
ihn erhöbt, und hätte sich unter Bedrohung des Narren Vatters und Antoni Boschen mit 
einem Horn sogleich in der Hand solviret, um jedoch niemand keinen Streich damit zu 
geben. Ain Zulauff aber wäre wohl geschehen, daß einer nach dem anderen gelangt hätte”. 
Der Rat vertagte seine Entscheidung bis zum 2. 4. 1739 und urteilte dann über den „frevel 
vom narrengericht” recht drakonisch: J. B. Gasser, Konrad Hartmann, Michael Trettner, F. ]. 
Bruder, Anton Mayer, F. J. Hartmann, Ferdinand Mayer, Joseph Heiß, Josef Miller, Johan- 
nes Küchle und Sebastian Blank wurden jeder um 2 Pfd Pfennig gestraft. Darüber hinaus 
wurden „alle, so mitgeholfen haben, den Ziegler in brunnen ... . zu werfen”, dazu ver- 

ke „zur förneren correction 2 Pflaster gröben an der Land Straß gegen Rißdorff“ aus- 
zuheben. 

Etwa ab 1750 macht sich der Geist der Aufklärung und insbesondere das Bemühen des Wie- 
ner Hofes um eine gestrengere Reglementierung der Fasnachtslustbarkeiten immer deutlicher 
auch in der Stockacher Fasnacht bemerkbar. Spürbar wird dieser Umstand in den 1755 in den 
Ratsprotokollen erstmals angeführten und von da an nahezu alljährlich wiederkehrenden 
oberamtlichen Redouten-Verordnungen oder „allerhöchsten Faschingsverwilligungen“. Ein 
unterm 28. ı. 1764 der Bürgerschaft bekannt gegebenes oberamtliches Dekret beinhaltete 
die Erlaubnis des Wiener Hofes, „die Carnevall Lustbahrkeith in Ehrbahrkeith abhalten zue 
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dörfen, Jedannoch nicht über die Zeit zue danzen“. Laut einer „allerhöchsten Verordnung”, 
die am 10. 2. 1767 bekannt gemacht wurde, sollte „von denen abgehaltenen faßnachts Lust- 
barkeiten und bählen daß 3tel von dem antree geldt“ abzuführen sein. Nach Mitteilung des 
Rats war indessen die Abhaltung solcher Bälle in Stockach nicht üblich. Am 16. 2. 1774 pro- 
duzierte der Stadtammann eine weitere „allerhöchste Faschingsverwilligung“ mit dem Inhalt, 
wonach „in eines Jeden Landes Haubtstatt nur an Einem orth Masquierte Bähl abgehalten 
werden dörfen“. Da die Stadt gegen ein bereits früher ergangenes Dekret, welches den 
Tafernwirten die Abhaltung von Musik untersagt hatte, Einspruch eingelegt hatte, wurde 
ihr gleichzeitig in einem Beischreiben des Oberamts die Genehmigung, „als Erste Instanz die 
Wüllkührliche Erlaubnus Tantzen zulassen Neuerlich confirmieret”. 

Einmal mehr um einen Streit unter den Narren ging es in der Ratssitzung vom 17. 2. 1777. 
Danach war der „Perruquier“ (Perückenmacher) Johann Georg Moriz „mit einem Visieur 
vor dem gesichte und Masquierter” in den „Löwen“ gekommen, wo bereits mehrere mas- 
kierte Bürger, unter ihnen auch J. B. Friederang, fröhlich beisammen saßen. Da Friederang 
„die Masqueren kennen wollte, so sey Er auf sie zugeloffen; Während Dießen habe er ganz 
ohnvorsichtiger Weys an dem Stuehl, wo die Masquen gesessen, angestoßen“. Es entstand 
daraufhin ein Raufhändel, bei dem es vor allem dem „Masquierten friseur” übel erging; er 
wurde von den Anwesenden „ergriffen und auf den Tüsch hin geworfen“. Die Sache endigte 
mit einem Vergleich und einem scharfen Verweis des Rats für den Fall, daß sich „derley 
ohnfuog noch weiters ergeben sollte“. 

Indirekt, und zwar im Zusammenhang mit einer Beleidigungsklage, über die der Rat am 
9. 4. 1778 zu verhandeln hatte, geht hervor, daß die Stockacher Narren auch in diesem Jahr 
ihr gewohntes Fasnachtsspiel aufführten. Einer der Mitwirkenden war Johann Georg Hacken- 
müller, der, da er „mit Keinem Weibs Bilder Hemmeth Versehen gewesen“, sich bei der 
Ehefrau des Victor Thum „Samßtaag Abends Vor dem Faßnachtsontaag zu der prob bey 
kümftig Faßnacht spiel“ die benötigten Kleider ausgeliehen hatte. 

Mit einer bewegten Klage des Narrengerichts, deren „Societet” am 27. 5. 1778 von der 
österreichischen Regierung in Freiburg verboten worden war, hatten sich die Stadtväter am 
9. 8. 1778 zu beschäftigen. Die Narren machten nicht nur geltend, daß bereits 1715 von der 
Regierung in Innsbruck ihre Privilegien „als richtig angesehen“ und erneut bestätigt wor- 
den seien. Sie wiesen auch darauf hin, „daß die Abschaffung des Narrengerichts Einen Ein- 
fluß auf das burgerliche gewörb mache, alwo die burgerschafft Von denen anwesenden 
frembdlingen, die bey dießer ceremonie erscheinen, Ihren Nuzen züche”, was nun aber 
durch dieses Verbot hinfällig würde. Außerdem wäre „in Ihrer Societet gebraüchlich, zum 
Trost der abgeleibten seehlen Jedes Jahr Ein Traur Amt am faßnacht Montag gehalten 
werde, welch christ katholisches werk auch durch annulirung der gesellschafft Vereithlet 
wurde”. Schließlich, so argumentierten die Narren weiter, „wäre Magistratu am besten be- 
kant, daß bey abhaltung deß Narrengerichts weder ohngebührlichkeithen, noch offene Ver- 
lezungen geschehen, sondern die Zusammenkumpft und abhaltung deß Narrengerichts ohn 
alle beleidigungen geschehen, wie auch zu dißem Behuf die Narrenbücher mögen einge- 
sehen werden“. Der Bescheid der Ratsherren lautete: „Magistratus wolle denen Betrangten 
Narren noch maaßgaab deßen, das sie Ihre Privilegien... in vidimirter Copia nebst deren 
bey habenden Brieffschafften ad Manus Magistrats übergeben, Hiernach assistiren, bey be- 
folgung deßen werde a parte Magistrats die förneren renostrationes ad Regimen ergehen“. 
Wie die endgültige Antwort auf das Gesuch der Narren ausfiel, ist indes aus den Ratsproto- 
kollen nicht zu ersehen. Immerhin aber wurde ein Schriftwechsel mit der österreichischen 
Regierung geführt, denn ein Eintrag in den Säckelamtsrechnungen des Jahres 1779 vermerkt 
unter den Ausgaben folgenden Posten: „Den 21. April Dem Herr agent Innama zue Inßprug 
in Bedreff Der bürgerlichen Faßnachts Brifilegia Vor Canzleygebihr bezahlt ır fl“. 
Unterm 7. 2. 1782 lesen wir in den städtischen Protokollen: „Die in dem sogenannten 

Narrengericht incorpierte suchen an, womit ihnen das gewöhnliche Fasnachts Küchel als 
2 Aymer Wein angedeyen werden möchte“. Bescheid des Rats: „Dasweilen die Fasnachts- 
lustbarkeiten abgestellet, sie mit ihrem gesuche für je und allzeit abgewiesen seyen“. 1783 
bekräftigte eine „allerhöchste Verordnung“ das Verbot aller „Fasnachtsküchel abgaaben und 
Pfarr Tractamenten an hohen Festen“. Stattdessen solle „derselben aequivalent zum besten 
der schuohle verwendet werden“. 

In der am 9. 1. 1787 vom „hochlöbl. K. K. Oberamt“ der Stadt zugegangenen Ballordnung 
wurde u. a. auch bestimmt, daß von dem für die Oberamtskasse bestimmten Überschuß der 
Eintrittsgelder der Faschingsbälle „6 kr vom Gulden für dasige Armenkasse” abzuzweigen 
seien. 
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Am 22. 2. 1791 hatte das Oberamt die Abhaltung eines „Faschingsumzugs“ am Donnerstag 
vor und am Dienstag nach dem Fasnachtssonntag „jedoch ohne Reuterey in zucht und Ehr- 
barkeit, wofür Magistratus unter eigener Verantwortung zu sorgen habe“, erlaubt. Die 
Genehmigung der Mitwirkung der Reiter wurde dem Ermessen des Rats anheimgestellt. 
Die „Vorsteher“ der Narren — es waren dies Xaver Weeh, Philipp Moll und Pankraz Sugg — 
erschienen darauf am 25. 2. vor dem Rat, um diesem die eigenen Vorstellungen über den 
geplanten Ablauf des Fasnachtsprogramms vorzutragen. So wollten sie zwar den ı. Umzug 
ohne, den am Fasnachtsdienstag dafür mit Reitern durchführen. Auch wollten sie „bey 
diesen Umzügen sowohl als am Faschings Montag wie auch am sogenannten Schmutzigen 
Donnerstag, und wie vorhin üblich war, verkleideter und Maskirter herumgehen und den 
Majen Stecken“. Auch verlangten sie, daß „diejenigen, welche sich oder sonsten Exceß zu 
machen, zu Maskiren gehen in ihrer Gesellschaft zu seyn unterstünden, entweder um 45 kr 
angezogen, oder im Fall ein solcher das geld nicht hätte, vor dem mittleren Marktbrunnen 
nach vorhiniger gewohnheit gepritschet, und endlich, (daß) für die abgestorbenen vorhin 
übliche Heilige Meß gelesen, und die incorporirte zu derselben Beywohnung wie zu ab- 
reichung des gewöhnlichen Kreutzers angehalten werden dürfen, schließlich solle Derjenige, 
welcher in der Gesellschaft ist, und länger aber nicht mehr darinnen bleiben will, sich mit 
45 kr auszukaufen gehalten seyn, und so seye auch derjenige, welcher heurathet, und noch 
nicht eingekaufet wäre, sich in selbe mit 45 kr einzulassen verbunden“. 

Gegen dieses Begehren der Narren, bei dem es sich im Grunde um die Aufrechterhaltung 
der Privilegien des Narrengerichts handelte, hatte der Rat an und für sich nichts einzu- 
wenden, allerdings lehnte er jegliche Haftung ab. Darauf entschied am 26. 2. das Oberamt, 
daß es mit den bereits bewilligten zwei Umzügen sein Bewenden haben solle. Alles jedoch, 
„was den mindesten Bezug auf das abgestellte Narrengericht habe, bleibe. bey Strafe ver- 
bothen und werde jeder, welcher sich das Maskiren, Pritschen, Tax Abfordern und Narren 
Meß Lesen anmaßen würde, gestraft werden“. 
Am 3. 2. 1792 wandten sich Xaver Weeh, Philipp Moll und Pankraz Sugg wiederum an 

den Stadtrat mit dem Ansinnen, „ihnen eine gleiche Faschingslustbarkeit wie vorm Jahr zu 
erlauben, mit dem Anerbiethen, daß alles in der Ordnung und ohne Exceß geschehen solle“. 
Der Beschluß der Stadtväter lautete: „Ist der Gesellschaft nach der vorjährigen Verfügung 
Faschings Lustbarkeit verstattet, daß sie solche mit Anstand und ohne Exceß abhalten 
mögen“. Solche Bewilligungen der „gewöhnlichen Fasnachtslustbarkeiten“ enthalten auch die 
Ratsprotokolle der Jahre 1804 und 1805. 

Von nun an schweigen sich die städtischen Protokolle über die Belange der Narren nahe- 
zu völlig aus. Erst am 3. 3. 1872 hatten es die Stadtväter wieder mit einem Begehren der 
Narren, dem allerdings dann gleich eine besondere Gewichtigkeit zukam, zu tun. Es ging 
um die „Bitte des Narrengerichts, die Errichtung einer Statue des Hans Kuony auf einem 
der Stadtbrunnen betreffend“. Lapidar lautete der Beschluß des Rats: „Auf Eingabe vom 
29. vorigen Monats zu erwidern, daß man gegen die Errichtung einer Statue Hans Kuonis 
in Eisen auf dem Brunnen am Marktplatz nichts einzuwenden habe, wenn dieselbe im 
Ganzen entsprechend ausgeführt wird und das Narrengericht die Kosten hiefür übernimmt“. 
Wer hätte sich wohl damals, als sich die Angelegenheit, natürlich aus Geldmangel, wieder 
zerschlagen hatte, vorstellen können, daß die Idee eines Hans-Kuony-Brunnens 100 Jahre 
später in künstlerisch so hervorragend gelöster Weise ihre Verwirklichung finden sollte. Im- 
merhin erscheint bemerkenswert, daß bei keiner der vielen Narrenzünfte, die ebenso wie 
Stockachs Narren in jüngster Zeit oder auch bereits vor Jahren schon einen Narrenbrunnen 
erstellten, die Idee dazu so lange zurückreicht wie in der Hans-Kuony-Stadt. 

Es erscheint nötig, nochmals auf den Beschluß des Rats vom 7. 2. 1782, bei dem das Ge- 
such der Narren um die Bewilligung des „gewöhnlichen Fasnachts Küchel als 2 Aymer Wein” 
für „je und allzeit“ abschlägig beschieden wurde, näher einzugehen. Über die Art und Weise 
des Fasnachtstrunkes und des Fasnachtsküchle sowie über den Personenkreis, der sich dieser 
Spenden erfreuen durfte, bieten uns die Stadtrechnungen, die etwa ab letztem Drittel des 
17. Jahrhunderts noch fast vollständig erhalten sind, interessante Aufschlüsse. Erstmals 
erscheint diese Sitte, die allerdings auf Grund der Stockacher Fanachtsprivilegien weitaus 
älter sein dürfte, in den Rechnungen für den Zeitraum 1689-1705 mit dem Vermerk: „Auff 
die faßnacht jährlich 2 eymer- thuet in 16 Jahren ı fuder 4 eymer”. Anläßlich der 1707 vor- 
genommenen Revision der Rechnungen von 1689-1705 heißt es im Revisionsbericht vom 
13. 5. 1707: „Die anno 1694 Eingebrachte Zehrung vor daß faßnachts-Küechle pro 27 fl 24 kr 
werde umb darumben passiert, weillen Ein Kayserl. Oberambt gegenwärthig geweßt sein 
sollen“. Eine weitere Anmerkung des Revisors, aller Wahrscheinlichkeit nach für 1697 gel- 
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tend, besagt: „Daß Eingebrachte Faßnachts Kiechel p. 8 fl 36 kr ist der armen Burger nicht 
schuldig, darumben (- bis zur Ratifikation durch die Bürgerschaft —| außgestellt“. 

Bis 1716 ist es in der Regel ausschließlich die Bürgerschaft, die den Fasnachtstrunk auf 
Kosten der Stadt in einer Wirtschaft einnehmen durfte. Die zur Ausgabe gebrachte Wein- 
menge schwankte zwischen einem und drei Eimern, was wohl mit dem Ertrag des jewei- 
ligen Weinjahres zusammenhängen dürfte. 1710 wurden zusätzlich an der Fasnacht auch 
die Schützen mit einer Zehrung regaliert, und 1715 ging es wohl auch „denen Herren in der 
Faßnacht, und sonsten bey etwelchen Zusammenkünften“ nicht übel, wie das gewissenhaft 
notierte Weinquantum von 9 Eimern ı2 qrt (Quart) verrät. Erstmals werden neben der 
Bürgerschaft und dem Magistrat 1717 auch die Narren als Empfänger des Fasnachtstrunkes 
ausdrücklich erwähnt. Sie erhielten „zum Fasnacht Khichle“ ı Eimer Wein, ein Quantum, 
das sie laut der von nun an bis zur letztmaligen Benennung im Jahr 1750 nahezu alljährlich 
vermerkten Notierung in den Rechnungen in etwa stets in gleicher Höhe bezogen. 1727 
verbrauchten die Narren allerdings nur 8 qrt, offenbar waren es in diesem Jahr nur wenige, 
die das Erbe Hans Kuonys hochhielten. Ab 1751 bis zum Verbot des Fasnachtstrunks 1782 
werden alljährlich nur mehr die Bürger als Empfänger des gratis verabreichten Fasnachts- 
weins genannt, und der jeweilige Rechnungseintrag lautet von nun ab stereotyp: „Den Bür- 
gern in der Faßnacht das jährlich: ı Aymer“. Nicht ganz auszuschließen ist freilich, daß Bür- 
gerschaft und Narren in diesem Fall als identisch anzusehen sind, worauf auch das bereits 
an anderer Stelle angeführte Gesuch der Bürgerschaft vom Jahr 1707 um Bewilligung des 
Fasnachtsspiels hindeutet. In den Jahren 1719, 1721 und 1725 vermerkt der Stadtrechner als 
Empfänger des „Fasnachtsküchle“ neben den bereits genannten anderen Personengruppen in 
den Rechnungen: „denen Burger oder Narren“. Von 1747-1749 lautet allerdings die Bezeich- 
nung nur: „denen sogenannten Narren” und 1750, wie bereits erwähnt, im Jahr der letzt- 
maligen ausdrücklichen Erwähnung gar: „denen sogenannten Maskeren“. 

Von Interesse ist schließlich auch das Jahr 1765, weil der Anlaß, der den Bürgern zur 
Sommerszeit einen Trunk verschaffte, doch recht ungewöhnlich und nicht alltäglich war. In 
den Stadtrechnungen heißt es dazu: „Den 8. Juli 1765 auf Befehl einer Ratsdeputation ist 
denen Bürgern zur heutigen Renovation deren Faßnacht Privilegien und feyerlichen Bestä- 
tigung in dem Marktbrunnen an Wein vergunnet worden 3 aymer 4 maaß“. 

Wird in den Stadtrechnungen der Begriff „Fasnachtsküchle“ ausdrücklich verwendet, so ist 
damit stets in der Regel die Weinspende gemeint. Nur ganz vereinzelt werden dann noch 
zusätzliche Zehrungen als kostenlose Abgaben an die Empfänger angeführt, etwa Brot, Käse 
oder auch Heringe. Von Interesse dürfte auch sein, daß hin und wieder neben der Bürger- 
schaft, den Narren und dem hochlöblichen Magistrat auch die „Burgersfrauen“ mit dem Fas- 
nachtsküchle bedacht wurden, so z. B. 1720, als sie 3 Eimer 8 qrt zu 24 fl erhielten und 
dazu auch noch 2 Pfund Käse um 24 kr verspeisen durften. 1724 werden sie nochmals aus- 
drücklich aufgeführt. 1724 erhielten auch die „Hintersässen und Wittfrauen”“ den Fasnachts- 
trunk, was damit zusammenhing, daß man am 19. ı. 1724 „dem Landvogt selig ein Opfer 
gehalten“ und dann diesen an sich traurigen Anlaß noch mit einem frohen Umtrunk be- 
schloß. 1725 vermerken die Stadtrechnungen: „Den 13. Februar den Leprosen ihren gewohn- 
lichen Faßnachtstrunk: 6 qrt“, woraus ersichtlich wird, daß zur Fasnachtszeit auch diejenigen 
Mitbürger mit dem beklagenswertesten Los nicht ganz vergessen waren und fasnächtlicher 
Freuden nicht gänzlich zu entbehren brauchten. 

Für die Zeit von 1782-1791 enthalten die Stockacher Stadtrechnungen keine Vermerke 
über die Ausgabe des Fasnachtsküchle an die Narren oder die Bürgerschaft, und das Verbot 
von 1782 schien seine Wirkung nicht verfehlt zu haben. 1792 allerdings verschaffte sich der 
alte Brauch nochmals machtvoll Platz, und die Bürger erhielten „zum Fasnachts Kiechle 
3 Eimer“. Aber von nun an wurden die Ausgaben an Gratialwein für die Bürger an Fas- 
nacht endgültig eingestellt. Zwar mochten die Stockacher auch weiterhin nicht ohne ihren 
gewohnten Wein zur Fasnacht sein, wer ihn aber trinken wollte, mußte ihn eben bezahlen. 
Dies wird auch deutlich aus zwei Protokolleinträgen von 1805 und 1812. Es heißt im Rats- 
protokoll vom 7. 2. 1805: „Philipp Moll bitet, womit den bürgern dahier die gewohnlichen 
faßnachts Lustbarkeiten bewilligt werden, auch ihnen gegen bezahlung einige Eymer Wein 
verabfolget gelassen werden möchten“. Der Bescheid des Rats lautete: „Wird ihnen die 
Lustbarkeit so wie auch der Wein nach der Rechnung zu bezahlen bewilliget”. In der Rats- 
sitzung vom 21. 2. 1812 schließlich hatte sich der Stadtrat mit einer Klage des Ratsherrn 
Thadäus Harrer sowie des Bürgermeisters Epple der damals noch selbständigen Gemeinde 
Aachen gegen den Sattler Philipp Jakob Maier wegen Verläumdung zu beschäftigen, da 
dieser im Städtchen verbreitet hatte, beide hätten „bei dem im Harrer‘schen Haus gehaltenen 
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Trunk am Tage nach der letztmaligen Fastnacht an der Zeche betrogen und denen ver- 
sammelten hiesigen Leuten den erkauften Wein nicht alle abgegeben“. 

Abschließend sei nochmals kurz zurückgeblendet auf das Begehren der Narren vom 25. 2. 
1791, „am sogenannten Schmutzigen Donnerstag” verkleidet und maskiert herumzugehen 
„und den Majen [zu] Stecken“. Es deutet manches darauf hin, daß das bekannte Narren- 
baumsetzen der Stockacher Narren in einem direkten Zusammenhang mit dem ausgangs des 
17. Jahrhunderts erstmalig in den Stadtrechnungen nachweisbaren Setzen des Maibaums 
steht. Danach erscheint der Ausgabeposten in Form von Wein oder Geld für diejenigen, die 
das Maiensetzen am Maitag besorgten, erstmals im Revisionsbericht v. 13. 5. 1707 für die 
Rechnungen des Zeitraums 1689-1705. Das genaue Jahr, in dem die Ausgabe von 2 Gulden 
für das „Mayen Sezen“ erfolgte, wird zwar nicht genannt; es dürfte aber aller Wahrschein- 
lichkeit nach im letzten Jahrzehnt des ı7. Jahrhunderts liegen. Einem Ratsprotokoll vom 
17. 7. 1683 zufolge hatte sich bereits in jenem Jahr Hans Bernhard Winter u. a. auch des- 
wegen vor dem Rat zu verantworten, weil „er sich Understanden, ahn dem Hailigen may- 
tag ahn St. Philippi Undt Jakobi (— das ist der 3. Mai —) einen Mayen durch seine leuth 
hauen zue laßen Undt aufzuerichten”. Ab 1708 erscheinen die Ausgaben der Stadt für die 
Maiensetzer fast alljährlich in den Rechnungen. 1714 heißt es: „Herrn Haubtmann Strassers 
seinen Leuthen wegen daß sye an dem MayenTag Bey Dem Rathauß Die Mayen gesetzt 
Verehrt ı fl 30 kr“. 1716 verlautet: „Denen Burgers Söhnen, welche an dem MayenTag bey 
dem Rathaus die Mayen gesezt, Wein gegeben worden ı Eymer 8 qrt“. 1718: „Denen 
Buoben, welche haben an dem May Tag etliche Mayen gesezt, ist Inen geben worden 3 qrt” 
(Wein). Letztmals erscheint der Ausgabeposten für die Maiensetzer, und zwar in Höhe eines 
Eimers Wein, im Jahr 1742 in den Stadtrechnungen. Die Tatsache des Aufrichtens der Mai- 
bäume vor dem Rathaus und der damit verbundenen Regalierung der Maiensetzer deutet 
darauf hin, daß damit in erster Linie Bürgermeister und Rat geehrt werden sollten, diese 
dies auch so empfanden und sich daher bei den Trägern dieses Brauches entsprechend mit 
einer Spende revanchierten. Möglicherweise kam es aber im Laufe der Zeit dann immer 
mehr zu Auswüchsen, so daß versucht wurde, entweder von Seiten des Rats oder aber auch 
durch das nellenburgische Oberamt, diesen Brauch abzustellen. Entsprechende Verbote ent- 
halten allerdings die städtischen Akten des 18. Jahrhunderts nicht. Ganz unterdrücken ließ 
sich der Brauch des Maiensetzens offensichtlich aber nicht, wie wir aus einem Ratsprotokoll 
vom 13. 5. 1803 schließen dürfen. Es heißt da: „Das K. K. Oberamt ziehet mitels Exhibiti 
Sub presto d. 10. dieß den Magistrat zu Verantwortung wegen gesetzten und nicht sogleich 
abgeschaffte Mayenbäumen und bestehet zugleich, solche in 24 Stunden wegzuthun“. Der 
Bescheid des Rats: „Sind die Partheyen für zurueffen, warum sie gegen das publizierte Ver- 
bott sich Mayen haben stecken lassen”. 

1742, wie bereits erwähnt, werden die Maiensetzer laut den Einträgen in den Stadtrech- 
nungen letztmals für das Aufstellen der Maibäume von der Stadt honoriert, und 1791 bitten 
die Narren um die Bewilligung des Rats, wie bisher am Schmutzigen Donnerstag den Maien 
stecken zu dürfen. Der Verfasser hält es für wenig wahrscheinlich, daß der Brauch des Maien- 
setzens am Schmutzigen Donnerstag durch die Narren bereits zu einem Zeitpunkt üblich 
war, als noch das Errichten der Maien am Maitag durch andere Brauchträger als respektier- 
licher Brauch unbeanstandet erfolgte. Viel wahrscheinlicher dürfte sein, daß sich die Narren 
dieses Brauches erst annahmen, als er durch die Maiensetzer im Mai nicht mehr ausgeübt 
werden durfte. Nicht ganz ausgeschlossen dürfte demnach auch sein, daß auch die Narren 
damit dem Rat ursprünglich eine ehrenvolle Geste erweisen wollten — die Verwendung des 
Begriffs „Mayen“ im Antrag von 1791 deutet darauf hin —, was auf Grund der ständig wie 
ein Damoklesschwert die Narren bedrohenden Verbote des Narrengerichts immerhin erklär- 
bar wäre. Das so originelle und weithin berühmte Stockacher Narrenbaumsetzen wäre dem- 
nach allem Anschein nach etwa in der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts als Nachfolgebrauch des 
Maiensetzens aufgekomnien, und erst um einiges später wurde dann aus dem von den 
Narren an einem ihrer Hauptfeiertage gesetzten und der Ehrung des Rats und Bürgermei- 
sters geltenden Maien im Zuge einer Bedeutungswandlung das närrische Symbol, das er 
heute noch ist: Der „Stammbaum aller Narren“. Hans-Günther Bäurer, Stockach 

282


